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Änderung der Regelung über
die Gewährung von Gehalts-
vorschüssen

Erlass des Oberkirchenrats
vom 3. April 2009  AZ 20.42-5 Nr. 335

Die Regelungen über die Gewährung von Gehaltsvor-
schüssen werden unter Aufhebung der Bekanntma-
chung des Evang. Oberkirchenrats vom 11. Oktober
1994 (Abl. 56 S. 206) – zuletzt geändert am 25. März
1996 (Abl. 57 S. 72) wie folgt gefasst:

1.  Allgemeines

Kirchliche Mitarbeiter haben die Möglichkeit, insbe-
sondere zur Finanzierung von persönlichen Anschaf-
fungen, in sinngemäßer Anwendung der staatlichen
Richtlinien einen Gehaltsvorschuss in Anspruch zu
nehmen.

Die Vorschussrichtlinien des Landes Baden-Württem-
berg werden in der jeweils gültigen Fassung mit Aus-
nahme ihrer Ziffern 2.1.2, 2.1.3 und 4.2 im kirchli-
chen Bereich sinngemäß angewendet. Auf den nach-
stehenden Abdruck des Auszugs aus den mit Wirkung
vom 1. Januar 2008 neu gefassten staatlichen Vor-
schussrichtlinien vom 28. Januar 2008 (GABI. S. 84)
wird verwiesen.

2.  Kraftfahrzeugdarlehen

Für die Gewährung von Gehaltsvorschüssen anlässlich
der Beschaffung von Kraftfahrzeugen gelten die Re-
gelungen der Reisekostenordnung.

3.  Steuerliche Behandlung

Ab Januar 2008 führt die Einräumung eines unverzinsli-
chen oder gegenüber dem marktüblichen Zinssatz ver-
billigten Darlehens durch den Arbeitgeber zu einem
geldwerten Vorteil, der in der Regel als Sachbezug ge-
mäß § 8 Abs. 2 Satz 1 EStG steuerpflichtig ist.

Zinsvorteile sind jedoch nur dann als Sachbezug zu
versteuern, wenn die Summe der noch nicht getilgten
Darlehen am Ende des Lohnzahlungszeitraums 2.600
Euro übersteigt. Dies bedeutet, dass bei einem Zu-
sammentreffen zinsverbilligter oder zinsloser Vor-
schüsse bzw. Darlehen der Gesamtbetrag ab dem 1. Ja-
nuar mit dem für die Lohnsteuer geltenden Effektiv-
zins ab dem Monat zu verzinsen ist, in dem der Ge-
samtbetrag aller Darlehen 2.600 Euro übersteigt (siehe
auch § 22 Abs. 4 RKO).

Grundlage für die Berechnung des geldwerten Vor-
teils ist der marktübliche Zinssatz.

Der Zinsvorteil bleibt nur dann außer Ansatz, wenn er
unter Berücksichtigung aller in einem Monat gewähr-
ten Sachbezüge die Sachbezugsfreigrenze von 44 Euro
monatlich nicht übersteigt, § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG.

4.  Anlage

Verwaltungsvorschrift des Finanzministeriums
über die Gewährung von Gehaltsvorschüssen

(Vorschussrichtlinien – VR)

Vom 28. Januar 2008 – Az.: 1-0500.1/43 –

1 Begriff, Geltungsbereich, Grundvoraus-
setzungen

Beamten und Arbeitnehmern mit Bezügen höchstens
aus Besoldungsgruppe A10/Entgeltgruppe 9/KR 9d
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TV-L oder einer vergleichbaren Einstufung nach an-
deren Entgeltordnungen oder Eingruppierungsricht-
linien, die durch besondere Umstände ungewöhnlicher
Art zu unabwendbaren Ausgaben genötigt sind, die
sie aus den laufenden Bezügen nicht bestreiten kön-
nen, können auf Antrag unverzinsliche Gehaltsvor-
schüsse nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
gewährt werden. Die Vorschüsse sind freiwillige Leis-
tungen. Ein Rechtsanspruch hierauf besteht nicht.

Von den Vorschussrichtlinien unberührt bleiben:

– Die Richtlinien des Innenministeriums über den
Rechtsschutz für Landesbedienstete in Straf- und
anderen Verfahren,

– § 41 Abs. 3 der Anweisung des Ministeriums
für Ernährung und Ländlichen Raum über die
Verwaltung und Nutzung der Jagd auf den
landeseigenen Flächen (Jagdnutzungsanweisung
– JNA)

– § 47 der Gerichtsvollzieherordnung.

2 Antragsgründe

2.1 Besondere Umstände im Sinne der Nummer 1
sind nur

2.1.1 Wohnungswechsel aus zwingendem Anlass
hinsichtlich der Kosten, die bei einem Umzug
mit Zusage der Umzugskostenvergütung nach
den §§ 4 bis 7 und 10 Landesumzugskosten-
gesetz dem Grunde nach erstattungsfähig sind,

2.1.2 (…)

2.1.3 (…)

2.1.4 Beschaffung von Hausrat aus Anlass der
erstmaligen Gründung eines eigenen Haus-
standes,

2.1.5 Beschaffung von Hausrat aus Anlass der
eigenen Eheschließung, sofern nicht bereits
ein Vorschuss gemäß Nummer 2.1.4 gewährt
wurde; Aufwendungen, die später als sechs
Monate nach der Eheschließung getätigt
werden, sind nicht berücksichtigungsfähig.

2.1.6 Ausstattung (§ 1624 BGB) von Kindern im
Sinne des Bundeskindergeldgesetzes mit
Ausnahme der Geschwister,

2.1.7 ungedeckter Verlust von Hausrat und
Bekleidungsstücken durch Diebstahl, Brand
oder Wasserschaden,

2.1.8 notwendige Ergänzungsbeschaffung von
Möbeln, die im Zusammenhang mit dem

Umzug in eine größere Wohnung erforderlich
wird, bei Familien mit mindestens drei Kin-
dern, für die Kindergeld zusteht oder zustehen
würde,

2.1.9 Aufwendungen bei einem Krankheits-,
Geburts- oder Todesfall, wenn durch Gewäh-
rung einer Beihilfe, Abschlagszahlung auf eine
zu erwartende Beihilfe, Unterstützung oder
durch Leistungen einer Versicherung u. ä.
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht ausreichend
geholfen wird; die Antragsbeschränkung nach
§ 17 Abs. 2 der Beihilfeverordnung rechtfer-
tigt eine Vorschussgewährung nicht.

3 Sicherung des Vorschusses

3.1 Ein Vorschuss darf nur bewilligt werden, wenn
seine Rückzahlung in der vorgegebenen Zeit
sichergestellt ist.

Die Bewilligung ist deshalb nur zulässig, wenn ein
nachhaltiger Anspruch auf laufende Bezüge besteht
und der Vorschuss zu keiner untragbaren Verschuldung
führt. Arbeitnehmer müssen die Probezeit abgeleistet
haben und in einem ungekündigten Arbeitsverhältnis
stehen. Arbeitnehmer in den Fällen der Nummer 2.1.2
und des § 41 Abs. 3 JNA können auch schon während
der Probezeit einen Vorschuss erhalten.

3.2 Nicht ausreichend gesichert und deshalb nicht
zulässig ist ein Vorschuss an

3.2.1 Bedienstete, die keinen Rechtsanspruch auf
Dienstbezüge, Anwärterbezüge, Entgelt,
Krankenbezüge oder Mutterschaftsgeld haben,

3.2.2 Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst,
wenn der Vorschuss nicht bis zum Ablauf der
Ausbildung getilgt werden kann,

3.2.3 befristet oder nur für die Dauer gewisser
Arbeiten eingestellte Kräfte, wenn der Vor-
schuss nicht bis zum Ende des Dienst- oder
Arbeitsverhältnisses getilgt werden kann.

3.3 Die Bediensteten haben vor der Auszahlung des
Vorschusses ihr schriftliches Einverständnis zu
erteilen, dass Vorschussreste, die im Zeitpunkt
eines etwaigen Ausscheidens aus dem Landes-
dienst noch bestehen, durch Einbehaltung von
den letzten Bezügen abgedeckt werden.

Bei verheirateten Bediensteten hat sich auch der Ehe-
gatte schriftlich zur vereinbarungsgemäßen Rückzah-
lung des Vorschusses zu verpflichten.
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4 Bemessung

4.1 Der Vorschuss darf höchstens 2.600 Euro
betragen. Dies gilt auch bei gleichzeitiger
Vorschussgewährung aus verschiedenen An-
lässen.

4.2 (…)

4.3 Gehören beide Ehegatten zum anspruchs-
berechtigten Personenkreis, so kann aus demsel-
ben Anlass nur ein Vorschuss bewilligt werden;
der andere Ehegatte hat auf dem Vorschussan-
trag zu bestätigen, dass er aus diesem Anlass
einen eigenen Vorschussantrag nicht gestellt hat
und auch nicht stellen wird.

5  Tilgung

5.1 Die Tilgung des Vorschusses beginnt mit dem
übernächsten des auf die Auszahlung des
Vorschusses folgenden Zahlungstages für die
Bezüge.

5.2 Die Tilgung erfolgt in höchstens 24 gleichen
Monatsraten. Scheidet der Vorschussnehmer
früher aus dem Landesdienst aus, so sind die
Tilgungsraten entsprechend höher zu bemessen.
Bei vorzeitigem Ausscheiden aus dem Landes-
dienst ist der Rest des Vorschusses in einer
Summe zurückzuzahlen. Soweit der Vorschuss
zu Leistungen verwendet wird, für die der
Vorschussnehmer in der Folge Ersatz von
anderer Seite erhält, ist dieser über die laufende
Tilgung hinaus zur Abdeckung des Vorschusses
zu verwenden.

5.3 Lassen besondere Umstände die Tilgung eines
Vorschusses in geringeren als den bei der
Gewährung des Vorschusses vorgesehenen
Tilgungsraten begründet erscheinen, so kann die
Bewilligungsstelle den monatlichen Tilgungs-
betrag äußerstenfalls für die Dauer von sechs
Monaten bis zur Hälfte ermäßigen oder die
Tilgung für die Dauer von drei Monaten
aussetzen.

5.4 Sollte vor vollständiger Tilgung eines Vorschus-
ses ein weiterer Vorschuss gewährt werden, so
ist der Rest des ersten Vorschusses unter
Beachtung des Höchstbetrages von 2.600 Euro
mit dem neuen Vorschuss zusammenzulegen
und die monatliche Tilgungsrate neu festzu-
setzen.

5.5 Für die Dauer der Beurlaubung zur Ableistung
des Grundwehrdienstes oder des Zivildienstes
wird die Tilgung ausgesetzt.

6 Zuständigkeit

6.1 Zuständig für die Gewährung und Tilgung von
Vorschüssen ist die Stelle, die für die Festset-
zung der Bezüge zuständig ist. Die obersten
Dienstbehörden können eine abweichende
Zuständigkeit bestimmen, wenn für die Bezüge-
festsetzung nicht das Landesamt für Besoldung
und Versorgung zuständig ist.

6.2 Ausnahmen von den Vorschussrichtlinien
bedürfen der Zustimmung des Finanz-
ministeriums.

7 Inkrafttreten

7.1 Die Vorschussrichtlinien treten mit Wirkung
vom 1. Januar 2008 in Kraft. Zum 31. Dezem-
ber 2007 traten außer Kraft die Richtlinien des
Finanzministeriums für die Gewährung von
Vorschüssen in besonderen Fällen vom 22. Sep-
tember 1993, zuletzt geändert und in Kraft
gesetzt mit Verwaltungsvorschrift vom 25. Sep-
tember 2000 (GABI. S. 340).

H a r t m a n n

Berufung in das Amt
des Diakons und der Diakonin

Bekanntmachung des Oberkirchenrats
vom 11. Mai 2009  AZ 59.0-1/1 Nr. 151

Die nachstehend aufgeführten Personen wurden im
Gottesdienst am 26. April 2009 nach dem Diakonen-
und Diakoninnengesetz in das Amt der Diakonin / des
Diakons berufen:

Becker, Tobias, Gotha
Block, Folkert, Stuttgart-Bad Cannstatt
Buck, Stefan, Kirchheim/Teck
Forro, Andreas, Ostfildern
Frey, Oliver, Nürtingen
Gaiser, Carolin, Kirchheim/Teck
Gaiser, Jörg, Karlsruhe
Hornberger, Sr. Caroline, Heidelberg
Klenk, Hans-Martin, Memmingen
Knauß, Andrea, Mutlangen
Köhl, Ruth, Pforzheim
Kuchel-Müller, Barbara, Witten/Ruhr
Kuhn, Johannes, Stuttgart
Link, Mirjam, Heilbronn-Neckargartach
Losch, Andrea, Bietigheim-Bissingen
Meyer, Hans Peter, Nürnberg
Neuhäuser, Florian, Göppingen
Onischke, Klaus, Nürtingen
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Osiw, Benedikt, Nagold
Schuster, Daniela, Reutlingen
Schulze, Claudia, Stuttgart-Bad Cannstatt
Siebeneich, Rahel, Schwäbisch Gmünd
Stricker, Ute Susanne, Lauffen a. N.
Vangelis, Alexandros, Backnang

R u p p

Dienstnachrichten

– Pfarrer Hans-Henning Averbeck, auf der Pfarrstelle des Refe-
renten im Evang. Oberkirchenrat Stuttgart, Dezernat Kirche und
Bildung, im Referat „Religionsunterricht, Schule und Bildung“,
wurde mit Wirkung vom 1. Februar 2009 zur Übernahme der Stelle
des Leiters des Oberlinhauses Freudenstadt e. V. freigestellt.
– Pfarrerin z. A. Irmela Burkowitz, beauftragt mit der Dienst-
aushilfe bei der BruderhausDiakonie – Stiftung Gustav Werner
und Haus am Berg – in Reutlingen, wurde mit Wirkung vom 1. Fe-
bruar 2009 unter gleichzeitiger Aufnahme in den ständigen Pfarr-
dienst der Evang. Landeskirche in Württemberg, auf die Pfarr-
stelle Reicheneck, Dek. Bad Urach, ernannt.
– Pfarrer z. A. Matthias Bilger, beauftragt mit der Versehung der
Pfarrstelle Bernhausen West, Dek. Bernhausen, wurde mit Wir-
kung vom 1. März 2009 unter gleichzeitiger Aufnahme in den stän-
digen Pfarrdienst der Evang. Landeskirche in Württemberg, auf
die Pfarrstelle daselbst ernannt.
– Pfarrer Riley Edwards-Raudonat, auf der Pfarrstelle Ravens-
burg Südstadt, Dek. Ravensburg, wurde gemäß § 52 Abs. 1 Württ.
Pfarrergesetz, mit Wirkung vom 1. März 2009 zur Übernahme
der Stelle als Afrika Verbindungsreferent beim Evang. Missions-
werk in Südwestdeutschland, freigestellt.
– Pfarrerin z. A. Agnes Toczek, bislang gemäß § 50 Württ.
Pfarrergesetz beurlaubt, wurde mit Ablauf des 31. März 2009 auf
ihren Antrag gemäß § 69 Württ. Pfarrergesetz aus dem Pfarrdienst
der Evang. Landeskirche in Württemberg entlassen.
– Pfarrerin z. A. Ursula Braxmaier, beauftragt mit der Dienst-
aushilfe beim Dekan in Schwäbisch Hall, wurde mit Wirkung vom
1. April 2009 unter gleichzeitiger Aufnahme in den ständigen Pfarr-
dienst der Evang. Landeskirche in Württemberg, auf die Pfarr-
stelle Fichtenberg, Dek. Gaildorf, ernannt.
– Pfarrer z. A. Christian Schwahn, zur Dienstaushilfe bei der
Dekanin in Kirchheim/Teck, wurde mit Wirkung vom 1. April 2009
unter gleichzeitiger Aufnahme in den ständigen Pfarrdienst der
Evang. Landeskirche in Württemberg, auf die Pfarrstelle Bibers-
feld, Dek. Schwäbisch Hall, ernannt.

Der Landesbischof hat mit Wirkung vom 10. Mai 2009 den Titel
Kirchenmusikdirektor verliehen an

– Bezirkskantor Hansjörg Fröschle, Vaihingen/Enz,
– Bezirkskantor David Dehn, Neuenstadt.

Der Landesbischof hat

a)  ernannt:

mit Wirkung vom 31. Oktober 2008
– Kirchenverwaltungsamtsrätin Ute Gayer beim Evang. Gemein-
dedienst für Württemberg, zur Kirchenverwaltungsoberamtsrätin;

mit Wirkung vom 1. Januar 2009
– Pfarrerin Petra Borch, auf der Landeskirchlichen Sonder-
pfarrstelle „Leitung des Seminars für Seelsorgefortbildung (KSA)
in der Evang. Landeskirche in Württemberg“, auf eine bewegli-
che Pfarrstelle;

– Pfarrer Dr. Ernst-Michael Dörrfuß, auf die Landeskirchliche
Sonderpfarrstelle als Leiter am Pastoralkolleg der Evang. Lan-
deskirche in Württemberg;
– Pfarrer Christian Kohler, beauftragt mit der Versehung der
Pfarrstelle Kemnat, Dek. Bernhausen, auf die Pfarrstelle daselbst;
– Pfarrer Prof. Bernhard Leube, auf einer beweglichen Pfarrstelle,
auf die Landeskirchliche Sonderpfarrstelle „Pfarrstelle beim Amt
für Kirchenmusik im Evang. Oberkirchenrat Stuttgart und bei der
Hochschule für Kirchenmusik“;
– Schuldekanin Renate Schullehner, im Kirchenbezirk Nür-
tingen, auf die Stelle einer Schuldekanin und Beauftragten für
evangelischen Religionsunterricht in den Kirchenbezirken Nür-
tingen und Kirchheim unter Teck;

mit Wirkung vom 15. Januar 2009
– Pfarrer Ulrich Rost, auf der Krankenhauspfarrstelle Bad Schus-
senried, Dek. Biberach, auf die Landeskirchliche Sonderpfarrstelle
„Studienleiter beim Seminar für Seelsorgefortbildung (KSA) in
der Evang. Landeskirche in Württemberg“;

mit Wirkung vom 1. Februar 2009
– Frau Isabel Hill, unter Berufung in das Kirchenbeamtenver-
hältnis auf Lebenszeit, zur Kirchenverwaltungsamtfrau bei der
Kirchlichen Verwaltungsstelle Waiblingen;

– Kirchenrat Christoph Hoffmann-Richter, auf der Pfarrstelle
Fachreferent „Theologisches Prüfungsamt“ im Dezernat 3 „Theo-
logische Ausbildung und Pfarrdienst“ im Evang. Oberkirchenrat
Stuttgart, auf die Pfarrstelle Referatsleiter des Referats „Aus-, Fort-
und Weiterbildung und Prüfungsamt/Pfarrdienst“ im Dezernat 3
„Theologische Ausbildung und Pfarrdienst“ im Evang. Oberkir-
chenrat Stuttgart;

mit Wirkung vom 1. März 2009
– Pfarrerin Frida Rothe, beauftragt mit der Versehung der beiden
Pfarrstellen Schopfloch und Gutenberg, Dek. Kirchheim unter
Teck, auf eine bewegliche Pfarrstelle;
– Pfarrer Erich Schäfer, auf der Krankenhauspfarrstelle Waib-
lingen, Dek. Waiblingen, auf die Krankenhauspfarrstelle Ulm I
(Eselsberg), Dek. Ulm;

mit Wirkung vom 1. April 2009
– Pfarrer Hans-Jürgen Bauer, freigestellt zur Übernahme der
Auslandspfarrstelle bei der Deutschsprachigen Evangelischen
Gemeinde Madrid/Spanien, auf die Pfarrstelle Friedrichshafen
Bonhoefferhaus, Dek. Ravensburg;
– Pfarrerin Margund Ruoß, in Stellenteilung mit ihrem Ehemann,
Pfarrer Bernd Schönhaar, auf der Pfarrstelle Köngen Nord, Dek.
Esslingen, auf die Landeskirchliche Sonderpfarrstelle als Studien-
leiterin am Pfarrseminar der Evang. Landeskirche in Württemberg
mit dem Schwerpunkt „Seelsorgeausbildung“;
– Pfarrer Hans-Peter Ziehmann, mit einem Dienstauftrag im
Landeslektorenpfarramt, auf die Pfarrstelle Plieningen, Dek.
Degerloch.
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